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Landesverband Berlin Landesschiedskommission 

Kleine Alexanderstraße 28 

10178 Berlin 

+4930/24009289 

schiedskommission@dielinke.berlin 

 

Berlin, 29.06.2026 

 

Verfahren LSK Berlin X 01/26 

 

In dem Schiedsverfahren des 

 

- Antragsteller - 

gegen 

, 

 Verfahrensbevollmächtigte: 
  

 , 

- Antragsgegner- 
 

hat die Landesschiedskommission Berlin in ihrer Sitzung am 29.06.2026 aufgrund der 
mündlichen Verhandlung am 06.06.2026 durch ihre Mitglieder Fabian Bunschuh 
(Vorsitzender), Sebastian Baunack, Delia Hinz, Dr. Jana Oestreich, Nicolas Porwitzki 
folgendes 

 

Urteil 

gefasst und für Recht erkannt, dass: 
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1. Es wird festgestellt, dass der Ausschluss des Antragstellers aus der 
Chatgruppe des Zusammenschlusses und die 
Nichtwiederaufnahme in die Chatgruppe ab dem 19. Dezember 2025 durch 
die Antragsgegnerin sein Mitgliedsrecht auf Mitwirkung an der Meinungs- 
und Willensbildung, die Information über alle Parteiangelegenheiten und 
das Recht, zu diesen ungehindert Stellung zu nehmen, verletzen. 

2. Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 
 

I. 
 
Dem Parteischiedsverfahren liegt der folgende Sachverhalt zu Grunde: 

 
Seit dem Jahr 2019 besteht ein Zusammenschluss mit der Bezeichnung „ . Es 

handelte sich bis zum Jahr 2026 um keine anerkannte Landesarbeitsgemeinschaft der Partei 

Die Linke im Landesverband Berlin. Der Zusammenschluss stellte sich auf der Homepage 

 wie folgt vor: 

 

„Am Samstag den 22. Juni 2019 haben wir, eine Gruppe von LINKE-Mitgliedern mit 

Flucht- und Migrationsgeschichte und Freund*innen der LINKEN ein neues Netzwerk 

in und um DIE LINKE. gegründet: Schon seit einiger Zeit vernetzen 

sich in unserer Partei vielerorts rassistisch Diskriminierte, Menschen mit 

Migrationsgeschichte, schwarze Deutsche und Black and People of Colour. Wir 

möchten dem Struktur und Beständigkeit geben! Wir sind ein bundesweites Netzwerk 

mit dem Ziel, die migrantisch-progressive Stimme innerhalb und außerhalb der Partei 

DIE LINKE hörbarer und sichtbarer zu machen.“ 

 

Der Zusammenschluss wurde von zahlreichen Personen als Erstunterzeichner gegründet, die 

allesamt der Partei Die Linke angehören und zum Teil herausgehobene Parteifunktionen 

innehaben. 

 

Für diesen Zusammenschluss wurde ein Koordinierungskreis aus drei Personen gebildet, 

dessen Mitglied der Antragsteller war. Die Antragsgegnerin war kein Mitglied des 

Koordinierungskreises. Zur Durchführung der politischen Arbeit des Zusammenschlusses 

wurde eine Chatgruppe auf der Plattform Telegram eingerichtet, deren Mitglieder der 

Antragsteller bis zum 23. November 2025 war und die Antragsgegnerin darüber hinaus ist. 

Das Netzwerk hat sich zur Regelung der Chatgruppe keine Regelungen gegeben. Der 
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Chatgruppe gehörten etwa 70 Mitglieder an. Die Antragsgegnerin war Administratorin der 

Chatgruppe. Sie konnte daher Aufnahmen und Ausschlüsse selbst technisch umsetzen. 

 

Am 13. Mai 2026 wurde eine Landesarbeitsgemeinschaft  

 gegründet. Der Antragsteller und die Antragsgegnerin sind Mitglieder 

dieser LAG. Diese verfügt über eine eigene Chatgruppe, in welcher der Antragsteller kein 

Mitglied ist. Die Chatgruppe des Netzwerks  wurde nicht in die Chatgruppe der 

LAG überführt. 

 

Weiterhin besteht eine LAG . Auch für diese LAG wurde eine Chatgruppe 

auf der Plattform Telegram eingerichtet, deren Mitglied der Antragsteller war. Die LAG 

 und das   haben teils überschneidende 

Mitgliedschaften. 

 

Die Antragsgegnerin war zumindest im Zeitraum vom November 2025 bis zur Entscheidung 

der Landesschiedskommission in dieser Angelegenheit Mitglied  

 Sie ist . 

 

Am 24. November 2025 nahm der Antragsteller an einer Videokonferenz der LAG 

 teil. Es kam zu inhaltlichen Differenzen. Am 27. November 2025 entfernte 

die Antragsgegnerin den Antragsteller aus der Chatgruppe des Zusammenschlusses 

. Sie schrieb dem Antragsteller eine Nachricht mit dem folgenden Inhalt: 

 

„Hallo  

Ich wollte dich eben informieren, dass ich entschieden habe, dich aus dem  

Chat rauszunehmen. Mir wurde der Vorwurf/Verdacht bekannt, dass du Auszüge aus 

einer parteiinternen Debatte an die rechte Presse geleakt haben sollst. Das wäre nicht 

nur parteischädigendes Verhalten. Es ist auch nicht im Sinne von , da es 

sich bei der betroffenen LAG um die LAG- handelt. Eine maßgeblich 

moralische Selbstorganisation, die seit Beginn des Genozids in Gaza von rechter Hetze 

betroffen ist. Solange der Verdacht nicht aus der Welt geräumt ist, kann ich dich nicht 

im  Chat lassen. Wenn sich der Fall wohlwollend auflösen sollte, bist du 

natürlich willkommen.“ 

 

Der Antragssteller antwortete wie folgt: 
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„In weiß nicht, wer diesen Müll erzählt hat. Aber ich war das nicht. Ich hoffe, dass 

endlich dieser Spuk bald vorbei ist!“ 

 
Der Antragsteller und der Koordinierungskreis des Zusammenschlusses  traten 

Anfang Dezember 2025 zurück. 

 

Am 5. Dezember 2025 wurde ein Gespräch zwischen dem Geschäftsführenden 

Landesvorstand, der LAG  und der Antragstellerin geführt. Die 

Antragsgegnerin zog einen Beistand bei.  

 

Mit Schreiben vom 19. Dezember 2025 nahmen  und  für den 

Geschäftsführenden Landesvorstand Stellung. Sie gaben an, dass die Mitglieder das LAG 

 berichtet hätten, dass die Sorge vor Mitteilungen vertraulicher Inhalte an 

die Presse ein Klima des Misstrauens schaffen würde. Der Antragsteller habe berichtet, dass 

sein Ruf darunter gelitten habe, dass ihm vorgeworfen worden sei, dass er Informationen an 

die Presse weitergegeben hätte. Die LAG  habe erklärt, dass sie 

entsprechende Vorwürfe gegen den Antragsteller nicht erhoben habe und nicht erheben 

würde. Entsprechende Vorwürfe seien unbelegt. Aufgrund inhaltlicher Differenzen werde der 

Antragsteller der LAG nicht mehr angehören. Der Geschäftsführende Landesvorstand rügte 

eine Instrumentalisierung der Presse ebenso wie das Verbreiten unbelegter Vorwürfe. Er 

appellierte an einen solidarischen Umgang miteinander. Er bat um Verbreitung dieses Berichts 

in den Zusammenschlüssen der Partei. 

 

Zu einem unbekannten Zeitpunkt schrieb die Antragsgegnerin in der Chatgruppe des 

Zusammenschlusses wie folgt: 

 

„Ich hatte nicht vor, die Angelegenheit im Chat zu klären, da ich den Chat für den 

falschen Ort halte. Leider hast du entschieden, das hier auszutragen. Vor einigen 

Wochen bekamen wir als Geschäftsführender Landesvorstand die Info, dass aus 

einem internen Treffen der LAG  Informationen an die rechte Presse geleakt 

wurden. Es entstanden hetzerische Artikel und Mitglieder der LAG wurden von Journos 

angerufen. Die LAG nannte uns auch eine Person, die sie verdächtigen. Und zwar 

 Ich habe sofort versucht, sowohl  als auch den Ko.Kreis zu erreichen. 

Allerdings habe ich niemanden erreicht und aus der Dringlichkeit heraus habe ich 

selbst entschieden,  aus dem Chat zu entfernen. Ich habe ihn auch sofort 

informiert. Es war nicht ok von mir, über den Kopf des Ko.Kreises zu entscheiden. Dafür 

habe ich mich bereits beim Ko.Kreis entschuldigt. Warum habe ich ihn entfernt? Als 
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Vorsichtsmaßnahme. Ich vertrete die Haltung, dass ich Betroffene ernst nehme und 

ihnen glaube, solange bis das Gegenteil bewiesen ist. So würde ich bspw jmd von einer 

Weihnachtsfeier ausladen, sobald sich eine betroffene Person an mich wendet. Ich bin 

der festen Überzeugung, dass Schutz und Sicherheit Vorrang haben. (Bürgerliche 

Haltung schützt den Beschuldigten, bis die Schuld bewiesen ist. Und belastet dadurch 

Betroffene…) Warum habe ich nicht gleich fast 70 Personen informiert? Damit der 

Schaden begrenzt bleibt, falls sich herausstellt, dass  nicht der Leak ist. Was ist 

bisher passiert? Es hab eine Aussprache zwischen der LAG und   

(Schatzmeister) und  (Landesgeschäftsführer) waren als Moderatoren dabei. 

 bat mich, bis zum Ende der Aussprache, mit der Aussprache bei  

zu warten.  und  haben eine Stellungnahme verfasst. Diese stelle ich gleich 

hier rein. Wie geht´s weiter? Ich werde eine Aussprache mit dem Ko.Kreis und  

im neuen Jahr organisieren. Da nun alle informiert sind, können wir das auch beim 

nächsten Treffen tun.“ 

 

Die Antragsgegnerin stellte die Stellungnahme des Geschäftsführenden Landesvorstands in 

den Chat ein und schrieb anschließend weiter wie folgt: 

 

„Meine persönliche Haltung zur Stellungnahme von  und  Sie 

überschreiten ihre Kompetenzen als Moderation der Aussprache, da sie ein Urteil 

fällen. „Für die benannten Vorwürfe gegen den Genossen liegen keine Belege vor. Es 

handelt sich um unbelegte Anschuldigungen“. Damit urteilen  und  über die 

Beweisführung der LAG. Sie hätten eigentlich schreiben müssen, dass sie der 

Beweisführung der LAG nicht GLAUBEN.“ 

 

Auch nach dem in Bezug genommenen Schreiben der Mitglieder des geschäftsführenden 

Landesvorstands vom 19. Dezember 2025 fügte die Antragsgegnerin den Antragsteller nicht 

wieder der Chatgruppe des Netzwerks hinzu. Eine solche Hinzufügung erfolgte 

bis zum Beschluss der Landesschiedskommission nicht. 

 

Am 19.01.2026 stellte der Antragsteller einen Antrag auf Eröffnung eines 

Parteiordnungsverfahrens gegen die Antragsgegnerin. Er begehrte die Feststellung, dass sein 

Ausschluss aus der Chatgruppe  rechtswidrig war und ihn in seinen 

Mitgliedsrechten verletzte. Weiterhin beantragte er, die Antragsgegnerin für die Dauer von zwei 

Jahren das Recht abzuerkennen, Parteiämter zu bekleiden. Die Landesschiedskommission 

hat am 14. Februar 2026 nach erfolgtem Hinweisbeschluss die Eröffnung des Verfahrens 
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beschlossen und mit Schreiben vom 17. Februar 2026 die Parteien unterrichtet. Am 6. Juni 

2026 hat die Landesschiedskommission die Parteien in mündlicher Verhandlung gehört. 

 

Der Antragsteller trägt vor, dass die Antragsgegnerin im Chat des Zusammenschlusses 

 den Geschäftsführenden Landesvorstand offen kritisiert habe und dessen Bericht 

in Frage gestellt habe. Sie hätte damit den Konflikt verschärft und leitenden Parteiorganen 

unterstellt, die Unwahrheit zu unterbreiten. Dadurch hätte die Antragsgegnerin der Partei 

schweren Schaden zugefügt. Zudem habe die Antragsgegnerin den Koordinierungskreis des 

Zusammenschlusses  handlungsunfähig gemacht. Der Antragsteller sei aus dem 

Koordinierungskreis ausgetreten, um diesen vor Schaden zu bewahren. Der 

Koordinierungskreis sei schließlich zurückgetreten und das Netzwerk sei in der Folge ohne 

Leitung gewesen. Ihre Behauptungen hätten auch insoweit der Partei ebenfalls schweren 

Schaden zugefügt. Der Antragsteller habe eine Schlichtung durchgeführt. Er selbst habe einen 

erheblichen Reputationsschaden über den Berliner Landesverband hinaus erlitten. Er 

beantragte sinngemäß, 

 

1. festzustellen, dass die Antragsgegnerin durch den Ausschluss des 
Antragstellers aus der Chatgruppe des Zusammenschlusses  
und seine Nichtwiederaufnahme seine Mitgliedsrechte verletzt hat, 

2. der Antragsrechte für die Dauer von zwei Jahren das Recht abzuerkennen, 
Parteiämter zu bekleiden. 

 
Die Antragsgegnerin beantragt, 

 

 die Anträge abzuweisen. 
 
Die Antragsgegnerin trägt vor, dass die Anträge unzulässig seien, da die 

Landesschiedskommission nicht zuständig sei. Bei dem Zusammenschluss  

handele es sich nicht um eine Landesarbeitsgemeinschaft der Partei Die Linke. Bei der 

Chatgruppe handele es sich um ein unverbindliches Kommunikationsmedium. Eine Aufnahme 

in den Zusammenschluss würde ohne Aufnahmeverfahren durch Anfrage erfolgen. Der 

Zusammenschluss führe lediglich unverbindliche Zusammenkünfte durch. Der Ausschluss 

könne daher nicht rechtswidrig im Sinne der Satzung sein. Zudem sei der Hauptantrag 

unbegründet. Da der Zusammenschluss keine Gliederung der Partei die Linke 

sei, könne auch nicht gegen die Satzung verstoßen werden.  sei eine 

strömungspolitische Organisation innerhalb der Partei mit einer bestimmten politischen 

Ausrichtung. Daher sei das Netzwerk nicht als Arbeitsgemeinschaft organisiert worden, 
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sondern als Lobbygruppe für eine bestimmte politische Auffassung. Dafür sei die eine 

Palästinasolidarität von besonderer Bedeutung. Zudem sei die Teilnahme an einer Chatgruppe 

kein Grundsatz der Partei und nicht identitätsbildend. Es würden aber Einladungen zu 

Terminen und Aufrufe zum Thema „Palästinasolidarität“ geteilt werden. Das Netzwerk habe 

Anträge an die Parteitage geschrieben und dann Delegierte gesucht, welche sie unterstützen 

würden. Dem Ausschluss des Antragstellers aus der Chatgruppe habe ein Verdacht zugrunde 

gelegen, dass der Antragsteller in der Chatgruppe der LAG  eine 

(fehlerhafte) Information an die Zeitung „Der Tagesspiegel“ weitergegeben hätte. Aus diesem 

Grund habe die Antragsgegnerin entschieden, den Antragsteller aus der Chatgruppe 

 auszuschließen und mit dem Koordinierungskreis Kontakt auszunehmen. Sie 

habe die Wahrnehmung, dass es eine Hetze gegen die Palästinasolidarität gäbe und habe 

daher die Besorgnis ernst nehmen wollen. Der Koordinierungskreis sei mit dem Ausschluss 

nicht einverstanden gewesen und habe seinen Rücktritt erklärt. Ein schlichtendes Gespräch 

habe nicht stattgefunden, da der Antragsteller sich dazu nicht bereitgefunden habe. Ein 

solches habe die Antragsgegnerin jedoch vor einer Wiederaufnahme des Antragstellers in die 

Chatgruppe für erforderlich gehalten. Sie sei davon ausgegangen, dass der Antragsteller kein 

Interesse mehr an dem Netzwerk gehabt hätte. Eine Wiederaufnahme des Antragstellers in 

die Chatgruppe sei nicht erfolgt, da hierfür der Koordinierungskreis zuständig gewesen wäre, 

der jedoch zurückgetreten sei. Schließlich sei der Schaden für den Antragsteller fraglich, da 

die Chatgruppe in dieser Form nicht fortbestehe, da sich im Zuge der Gründung als LAG der 

kommunikative Fokus in eine neue Gruppe verlagert hat 

 

II. 
 
Die Anträge sind zulässig, aber nur teilweise begründet. 

 

1. 
 
Die Anträge sind zulässig. 

 

a) 
Gemäß § 14 Abs. 1 S. 1 PartG sind zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten der 

Partei oder eines Gebietsverbandes mit einzelnen Mitgliedern und Streitigkeiten über 

Auslegung und Anwendung der Satzung zumindest bei der Partei und den Gebietsverbänden 

der jeweils höchsten Stufe Schiedsgerichte zu bilden. Gemäß § 38 Abs. 5 BS schlichten 

Landesschiedskommissionen und entscheiden Streitfälle, soweit nicht die 

Bundesschiedskommission oder eine Schlichtungskommission zuständig ist oder wenn die 
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Schlichtung im Kreisverband gescheitert ist. Sie entscheiden erstinstanzlich über 

Widersprüche gegen die Ablehnung von Mitgliedschaften und über Ausschlüsse aus der Partei 

sowie über die Aberkennung des Rechts zur Bekleidung einzelner oder aller Funktionen und 

/oder das zeitweilige Ruhen einzelner oder aller Rechte aus der Mitgliedschaft bis zur Dauer 

von zwei Jahren. Gemäß § 5 der Schiedsordnung sind die Landesschiedskommissionen für 

alle Verfahren und Wahlanfechtungen erstinstanzlich zuständig, die nicht gemäß § 4  SO in 

die ausschließliche Zuständigkeit der Bundesschiedskommission fallen. 

 

b) 
Gemessen an diesen Maßgaben sind die Anträge zulässig. Insbesondere ist der Antragsteller 

antragsbefugt. Der Antragsteller begehrt mit dem ersten Antrag die Feststellung der Verletzung 

seiner Mitgliedsrechte auf Information sowie Mitwirkung an der Meinungs- und Willensbildung 

gemäß § 4 Abs. 1 a) BS durch die Antragsgegnerin durch den Ausschluss aus der Chatgruppe 

des Zusammenschlusses . Es erscheint nicht ausgeschlossen, dass eine solche 

Rechtsverletzung vorliegen kann. Die Antragsgegnerin ist Mitglied  

 im Landesverband Berlin. Es ist 

nicht auszuschließen, dass sie den Ausschluss zumindest auch in dieser Funktion 

vorgenommen hat. Zudem ist es nicht ausgeschlossen, dass Mitgliedsrechte auch durch einen 

Ausschluss aus einem Kommunikationsforum eines informellen Zusammenschlusses verletzt 

worden sein können. Ob eine solche Rechtsverletzung in der Sache vorliegt, ist eine Frage 

der Begründetheit. Auch der zweite Antrag ist zulässig, da die Landesschiedskommission 

gemäß § 38 Abs. 5 S. 2 BS zuständig ist, Parteiämter der Antragsgegnerin abzuerkennen und 

die Rechte aus der Mitgliedschaft für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren zu suspendieren. 

Es ist nicht von vornherein ausgeschlossen, dass die Antragsgegnerin durch den Ausschluss 

des Antragstellers aus der Chatgruppe des Netzwerks und ihre damit in Zusammenhang 

stehenden Äußerungen in der Chatgruppe des Zusammenschlusses gegen die 

Parteiordnung verstoßen hat und damit Ordnungsmaßnahmen verwirkt hat. Es steht fest, dass 

unsolidarisches Verhalten gegenüber anderen Mitgliedern, etwa in Form ehrrühriger oder 

herabsetzender Äußerungen, ein Verstoß gegen die Parteiordnung darstellen. Zu verlangen 

ist intern wie auch nach außen „stets die Rücksichtnahme auf die Empfindungen anderer 

Parteimitglieder: Herabsetzungen oder Verächtlichmachungen sind nicht hinzunehmen." 

(LSK-Thüringen v. 12.2.2026 – LSK-TH/001-25-A und 002-25-A-; Morlok, PartG, § 10 Rn. 12). 

Der Antragsteller stützt seinen Antrag maßgeblich darauf, dass die Antragsgegnerin ihn 

dadurch herabgesetzt hätte, dass sie in einer Chatgruppe mit ca. 70 Teilnehmern fortgesetzt 

den Eindruck vermittelt hätte, dass der Antragsteller Inhalte interner Beratungen an 

Pressevertreter weitergegeben hätte. Dieser Vorwurf ist nicht von vornherein unsinnig und 

begründet die Antragsberechtigung. Ebenso führt die Behauptung des Antragstellers, dass 
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sein Ausschluss aus der Chatgruppe und das Handeln der Antragsgegnerin zum Rücktritt der 

Koordinierungskreises und damit zu einer Einschränkung der Handlungsfähigkeit des 

Netzwerks insgesamt geführt hätte, zur Zulässigkeit des Antrags. Hingegen ist der Vorwurf, 

die Antragsgegnerin hätte im Chat des Zusammenschlusses  auch die Mitglieder 

des Geschäftsführenden Landesvorstandes  und  öffentlich herabgesetzt, 

offensichtlich unbegründet. Die zitierte Äußerung der Antragsgegnerin ist ausdrücklich als 

persönliche Bewertung formuliert, hat keinen diffamierenden Inhalt und ist daher durch die 

Meinungsfreiheit, welche sich aus Art. 5 Abs. 1 GG ergibt und auch in den innerparteilichen 

Meinungskampf einstrahlt, geschützt. Ein Verstoß gegen die Parteisatzung scheidet insoweit 

von vornherein aus. 

 

2. 
 
Der Antrag zu 1 ist begründet. Der Ausschluss und Nichtwiederaufnahme ab dem 19. 

Dezember 2025 des Antragstellers aus dem Chat des Zusammenschlusses  

verletzen den Antragsteller in seinem Recht aus § 4 Abs. 1 a) BS, an der Meinungs- und 

Willensbildung mitzuwirken, sich über alle Parteiangelegenheiten zu informieren und zu diesen 

ungehindert Stellung zu nehmen. 

a)  

Das Recht gem. § 4 Abs. 1 a) BS an der Meinungs- und Willensbildung mitzuwirken garantiert 

Mitgliedern von Zusammenschlüssen, die an dieser parteiinternen Willensbildung mitwirken 

ein Teilhaberecht an eröffneten Kommunikationsstrukturen. Das Leitbild des innerparteilichen 

Willensbildungsprozesses ist ein Willensbildungsprozess der Parteibasis hin zum 

Parteivorstand (bottom-up). Die Linke versteht sich als sozialistische Mitgliederpartei, deren 

Willensbildungsprozesse und Entscheidungen in besonderem Maße aus einer aktiven 

Mitgliederschaft hervorgeht und die einen besonderen Schwerpunkt auf partizipative 

Strukturen legt.  Die längste Zeit hat sich der Willensbildungsprozess maßgeblich innerhalb 

der Parteibasis auf formalen Treffen innerparteilicher Gliederungen zwischen den Mitgliedern, 

in Mitgliederversammlungen oder in Parteitagen/Hauptversammlungen. Diese 

Willensbildungsprozesse wurden im Zuge eines digitalen Strukturwandels der Öffentlichkeit 

durch Willensbildungsprozesse in digitalen Plattformen ergänzt. Heutzutage finden neben 

klassisch analogen Willensbildungsprozessen auf Versammlungen ein wesentlicher Teil der 

Kommunikationsprozesse innerhalb der Partei durch Chatgruppen statt. 

Willensbildungsprozesse erschöpfen sich nicht darin, dass Beschlüsse gefällt werden – 

sondern auch der dieser Entscheidung vorgelagerte Prozess kommunikativer 

Auseinandersetzung ist entscheidungs- und legitimationsrelevant (vgl. Habermas, Faktizität 

und Geltung, S. 373 ff.) Diese Parallelisierung von Kommunikation ist durch die Satzung 
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ermöglicht und zu begrüßen, da sie Parteiarbeit effektiver und agiler macht. In analogen 

Willensbildungsprozessen ist es unumstritten, dass Mitglieder des jeweiligen 

Zusammenschlusses Anspruch darauf haben an diesen Versammlungen teilzunehmen, das 

Rederecht zu beantragen und sich zu informieren. Damit die Rechte der Mitglieder auf 

Teilnahme am Willensbildungsprozess gem. § 4 Abs. 1 lit. a) BS sich nicht nur auf die zuweilen 

nachgelagerte analoge Willensbildungsprozesse erstreckt und damit das Leitbild einer bottom-

up Kommunikationsstruktur effektuiert werden kann. Als Partei fordern wir die Möglichkeiten 

einer digitalen Gesellschaft zu nutzen: „Die Möglichkeiten für mehr gesellschaftliche Teilhabe 

an politischen Entscheidungen im digitalen Zeitalter muss Die Linke aufgreifen“ 

(Parteiprogramm S. 63). Diese Teilhabe beginnt in der eigenen Partei. 

 

Das Teilhaberecht an der Meinungs- und Willensbildung gem. § 4 Abs. 1 lit. a) BS stellt sich 

als Gleichheitsrecht dar – es gewährt einen Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe an 

bestehenden Kommunikationsstrukturen. Soweit sich ein innerparteilicher Zusammenschluss, 

der von dieser Regelung umfasst ist, entscheidet einen Kommunikationsweg zu öffnen, 

besteht im Rahmen der Öffnung ein Anspruch auf Teilhabe. Daraus folgt kein Anspruch auf 

Einrichtung eines bestimmten Kommunikationsweges – wenn eine untereinander Gruppe nur 

analog kommunizieren möchte, ist das eine mögliche Entscheidung. Wenn ein oder mehrere 

Kommunikationswege gewählt werden, werden sie genutzt um der immanent demokratischen 

Aufgabe der innerparteilichen Willensbildung gerecht zu werden. Sobald eine Gliederung eine 

bestimmte Kommunikationsstruktur nutzt, öffnet sie damit eine Plattform auf der sich dieses 

Gleichheitsrecht verwirklicht. Dieses Recht garantiert keinen unbegrenzten Anspruch auf 

Teilhabe an jedweder innerparteilichen Kommunikation, sondern nur an derjenigen 

innerparteilicher Kommunikation die sich – wie auch die analoge Mitgliederversammlung – als 

Willensbildungsprozess nach außen darstellt. Innerhalb dieser Ansprüche kann das 

Teilhaberecht als inhaltlich durch den Anspruch auf Teilhabe an öffentlichen Einrichtungen 

konturiert werden. Diese Rechtsfigur wird im Rahmen staatlicher Kommunikationsstrukturen 

auch für digitale Kommunikation genutzt (sog. Virtuelle öffentliche Einrichtung, vgl. Brüning, 

Deutsches Kommunalrecht (2024), § 15 Rn. 2; Hohner, JA 2024, 705 (706 ff.); für Accounts 

öffentlich-rechtlicher Medien VG Mainz, Urteil vom 13. April 2018 – 4 K 762/17.MZ –, juris Rn 

56; für den X-Account der Polizei Hamburg VG Hamburg, Urteil vom 28.04.2021 – 3 K 5339/19, 

zu einer Internetdomain OVG NRW, MMR 2015, 755 (755 ff.)). Die Partei nutzt für diese 

Kommunikationswege parteiliche Mittel, jedenfalls personeller Art, zur Verfolgung parteilicher 

Zwecke und damit ähnlicher einer klassisch staatlichen öffentlichen Einrichtung. Die 

inhaltlichen Grenzen des innerparteilichen Teilhabeanspruchs an digitaler Kommunikation 

bestimmen sich dabei ebenso im Rahmen durch eine Widmung. Die Widmung geschieht 

zumeist schon konkludent, indem der Adressatenkreis bestimmt wird (Vorstandsmitglieder – 
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alle Mitglieder) es sich um eine bestimmte örtliche (Pankow – Neukölln) oder inhaltliche 

Gliederung (Social Media – Haustürgespräche) handelt, sodass Inhalte mit diesem Bezug 

vorgesehen sind.  Dies kann durch weitere Untergruppen noch stärker ausdifferenziert 

werden. Es können aber auch explizite Widmungen durch eine Netiquette geschaffen werden, 

die Regeln welche Inhalte im Detail kommuniziert werden.  Hierdurch können stärker 

inhaltliche Anforderungen an die Kommunikation gestellt werden (bspw. keine Beleidigungen, 

keine Unterstellungen, kein Spam usw.) und Folgen eines Verstoßes aufgezeigt werden. 

Hierdurch wird die rechtfertigende Grundlage von eingreifenden Handlungen in das 

Teilhaberecht eines jeden Mitglieds geschaffen, sowie Transparenz für die 

Kommunikationsteilnehmer geschaffen. Die Netiquette sollte hierbei durch die jeweilige 

Gliederung, welche die Gruppe eingerichtet im Detail ausgestaltet sein, um den Anforderungen 

der jeweiligen Gliederung gerecht zu werden und responsiv auf Probleme reagieren zu 

können. Da sich die kommunikativen Teilhaberecht aus der Satzung ergeben schließt dies 

indes nicht aus, dass eine höherrangige Gliederung – bspw. der Landesvorstand - 

konkretisierungsbedürftige Maßstäbe für eine derartige Netiquette formuliert. Wer sich nicht 

an die Netiquette hält und damit eine Nutzung der öffentlichen Einrichtung außerhalb der 

Widmung beansprucht, hat keinen Anspruch auf Nutzung des Accounts – also Interaktion. 

Sofern dieser Teilhabeanspruch besteht und jemand aufgrund eines Verstoßes gegen die 

Netiquette aus der Gruppe entfernt wurde, stellt dies einen rechtfertigbaren, aber 

rechtfertigungsbedürftigen Eingriff in das Teilhaberecht dar, welcher unter Wahrung praktischer 

Konkordanz erfolgen muss. 

 

b) 
Entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin besteht dieses Satzungsrecht des Antragstellers 

mit Hinblick auf die Chatgruppe des Netzwerks , auch wenn es sich dabei um 

keine formelle Parteigliederung hält und es nicht als Landeszusammenschluss anerkannt war. 

Denn das Recht aus § 4 Abs. 1 a) BS besteht nicht nur in Bezug auf die förmlichen 

Gliederungen der Partei, sondern auch für sonstige innerparteiliche Zusammenschlüsse wie 

. Gemäß § 7 Abs.1 BS können innerparteiliche Zusammenschlüsse durch die 

Mitglieder frei gebildet werden. Der Zusammenschluss  ist ein solcher 

Zusammenschluss im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 BS.  

 

Nach der Gründungserklärung vom 22. Juni 2019 handelt es sich bei dem Zusammenschluss 

um einen Zusammenschluss, welcher von Mitgliedern der Partei Die Linke 

gegründet wurde, um eine Vernetzung migrantischer und rassistisch diskriminierter Personen 

in der Partei zu schaffen, „mit dem Ziel, die migrantisch-progressive Stimme innerhalb und 

außerhalb der Partei Die Linke hörbarer und sichtbarer zu machen.“ Dieses Ziel hat das 
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Netzwerk auch verfolgt, indem es unterstützende Delegierte gesucht hat, um eigene Anträge 

bei Parteitagen einzubringen. Es sollte als Strömung innerhalb der Partei Die Linke einer 

bestimmten politischen Auffassung zur Durchsetzung verhelfen, etwa der durch die 

Antragsgegnerin hervorgehobenen Palästinasolidarität. Diesbezüglich ist mit Hinblick auf die 

Gründungserklärung aus dem Jahr 2019 im Übrigen nicht davon auszugehen, dass Solidarität 

mit einer palästinensischen Nationalbewegung ein tragender Grundsatz des 

Zusammenschlusses  wäre. Ein solches Ziel wird nicht formuliert. Eine 

nachträgliche Veränderung der politischen Grundsätze des Zusammenschlusses ist nicht 

vorgetragen. Dies erweckt den Eindruck, dass die Antragsgegnerin persönliche politische Ziele 

verallgemeinert hat und den bösen Schein, dass sie den Antragsteller aufgrund inhaltlicher 

politischer Differenzen in diesem Punkt aus der Chatgruppe entfernt hat. Dafür spricht auch, 

dass der Ausschluss wenige Tage später erfolgte, nachdem der Antragsteller inhaltliche 

Differenzen in der LAG  hatte und die LAG daher verlassen hat. Dass im 

Übrigen auch Nichtmitglieder mitwirken durften, ist unerheblich, weil dies für alle 

Zusammenschlüsse der Partei zulässig ist. Zudem ist der Zusammenschluss in einer Weise 

verstetigt, dass er sich einen Koordinierungskreis gegeben hat. Auch hat er eine Chatgruppe 

zur Koordinierung der Aktivitäten und zum Austausch eingerichtet und führt regelmäßige 

Treffen durch. Dies lässt eine auf Dauer angelegte Arbeit erkennen. Dass kein formelles 

Aufnahmeverfahren etabliert wurde, wie die Antragsgegnerin vorträgt, ist unerheblich. 

Entscheidend ist, dass Interessierte durch bereits aufgenommene Personen einbezogen 

werden müssen, also durchaus ein Aufnahmeprozess besteht und der Zusammenschluss 

nicht völlig offen ist. Es besteht daher kein Zweifel daran, dass es sich um einen 

Zusammenschluss innerhalb der Partei Die Linke handelt. Entgegen der Ansicht der 

Antragsgegnerin kommt es nicht darauf an, dass der Zusammenschluss nicht als 

Landesarbeitsgemeinschaft anerkannt ist. Der Vergleich der Antragsgegnerin, dass ein 

derartiges Verständnis des Mitwirkungsrechts gem. § 4 Abs. 1 a) BS zu einer umfassenden 

Verrechtlichung parteiinterner Kommunikation führt, trifft nicht zu. Es handelt sich bei dem 

hiesigen Zusammenschluss nicht um ein privates Treffen von Personen oder eine lose Gruppe 

von politisch gleichgesinnten, welche sich über bestimmte Themen austauschen möchten. 

Vielmehr hat  explizit in den Willensbildungsprozess der Partei einwirken wollen – 

und zwar nicht nur durch die in  organisierten, als . Die Gruppe hat 

Anträge zu Parteitagen und an Vorstände vorbereitet, Unterstützung bei Delegierten gesucht 

und Anträge als „Delegierter X “ gestellt. Der Zusammenschluss ist zwar nach 

§ 7 Abs. 1 S. 2 BS keine Gliederung der Partei. Dennoch gelten die Mitgliedsrechte aus 

§ 4 Abs. 1 a) BS auch innerhalb solcher informellen Zusammenschlüsse, da die Norm sich 

nicht auf die formellen Gliederungen der Partei reduziert. Soweit die Satzung einen offenen 

den Willensbildungsprozess schützen möchte, so garantiert sie diesen Prozess innerhalb von 
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Zusammenschlüssen, die organsiert und zielgerichtet in der Partei wirken möchte. Hiervon 

nicht umfasst sind Kommunikationskanäle, die allein der Koordination zwischen Mitgliedern 

dienen sollen und nicht auf eine Tätigkeit nach außen gerichtet sind. Der Schutzbereich des 

§ 4 Abs. 1 a) BS ist daher auch für den Zusammenschluss eröffnet. 

 

c) 
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass gemäß § 7 Abs. 4 BS Zusammenschlüsse selbstständig 

über ihre Arbeitsweise und ihre innere Struktur entscheiden. Diese müssen demokratischen 

Grundsätzen entsprechen. Soweit die Satzung eines bundesweiten Zusammenschlusses 

nichts anderes vorsieht, ist diese Bundessatzung sinngemäß anzuwenden. Aus dieser 

Organisationsfreiheit der Zusammenschlüsse ergibt sich, dass die Partei nicht dahingehend 

regulierend eingreifen darf, um dem Zusammenschluss eine bestimmte Organisationsform 

vorzugeben oder zu untersagen. Dies betrifft auch unterschiedliche 

Kommunikationsplattformen wie Chats. Es obliegt dem Zusammenschluss, 

eigenverantwortlich zu entscheiden, ob Chatgruppen eingerichtet werden und ob diese für alle 

Mitglieder des Zusammenschlusses eingerichtet werden, wie etwa nur für den 

Koordinierungsausschuss. Die Zusammenschlüsse haben jedoch in dem Fall, dass sie 

Chatgruppen einrichten, etwa in Verfahrensvorschriften sicherzustellen, dass die Vorgaben 

der Satzung auch in den eingerichteten Chatgruppen beachtet werden. Gibt es solche 

Regelungen, so ist die landesschiedsgerichtliche Kontrolle darauf beschränkt, ob diese 

Verfahrensvorschriften der Satzung entsprechen und, falls ja, die Satzung und die 

Verfahrensregelungen eingehalten werden. Eine schiedsgerichtliche Kontrolle der 

ausgetauschten Inhalte kommt jenseits dieser Maßgaben und der allgemeinen 

Rechtsgrundsätze nicht in Betracht. 

 

d) 
Richtet aber der Zusammenschluss – wie hier – eine Chatgruppe für alle Angehörigen ein, so 

gelten gemäß § 7 Abs. 4 S. 3 BS die Vorgaben der Satzung sinngemäß. Dies gilt auch für 

§ 4 Abs. 1 a) BS, also die ungehinderte Mitwirkung an der Meinungs- und Willensbildung, die 

Information über alle Parteiangelegenheiten und die Gelegenheit, zu diesen ungehindert 

Stellung zu nehmen. Dass ein solcher Meinungs- und Willensbildungsprozess in dem Chat 

stattgefunden hat, ist unstreitig und schon aus dem Austausch der Antragsgegnerin mit einem 

anderen Mitglied des Chats zum vorliegenden Vorgang zu erkennen. Auch Termine und 

Aufrufe zu Demonstrationen wurden hier geteilt. Aufgrund den demnach analog 

anzuwendenden Mitgliedsrechten hatte auch der Antragsteller das Recht, an der Information 

sowie der Meinungs- und Willensbildung in der Chatgruppe des Zusammenschlusses 

 teilzunehmen. 



14 
 

 

e) 
Der Ausschluss des Antragstellers aus der Chatgruppe durch die Antragsgegnerin war schon 

formell rechtswidrig. Denn es ist keine Rechtsgrundlage ersichtlich, nach welcher die 

Antragsgegnerin berechtigt gewesen wäre, einen solchen Ausschluss vorzunehmen. Gemäß 

Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG muss die innere Ordnung einer Partei demokratischen Grundsätzen 

entsprechen. Ein Ausschluss von der politischen Meinungs- und Willensbildung bedarf daher 

einer Rechtsgrundlage. Eine solche Rechtsgrundlage hätte sich insbesondere aus 

Verfahrensregelungen ergeben können, welche sich der Zusammenschluss in einem 

Beschluss gegeben hat.  hat jedoch keine solchen Verfahrensregelungen 

beschlossen. Selbst unter der Annahme, dass sich aus dem Widmungszweck und allgemeinen 

innerparteilichen Rechtsgrundsätzen Grundlagen für einen Ausschluss ergeben könnten, ohne 

dass diese explizit vorher beschlossen wurden, bspw. in Fällen von Rassismus, Sexismus oder 

ähnlichem, so kann dies angesichts der komplexen Situation nicht einschlägig sein. Es handelt 

sich daher vorliegend um ein unzulässiges eigenmächtiges Handeln entsprechend dem 

Rechtsgedanken des § 858 Abs. 1 BGB. Die Antragsgegnerin war einfaches Mitglied im 

Netzwerk. Sie war nicht Mitglied des Koordinierungskreises. Es ist nicht vorgetragen, dass die 

Mitglieder des Netzwerks beschlossen hätten, der Antragsgegnerin das Recht zu 

Übertragungen, derartige Ausschlüsse vorzunehmen. Es bestand schlicht keinerlei Erlaubnis 

für die Antragsgegnerin, durch den Ausschluss des Antragstellers tätig zu werden. Sie handelte 

daher offenkundig rechtswidrig. 

 

f) 
Der Ausschluss des Antragstellers aus der Chatgruppe durch die Antragsgegnerin war auch 

materiell rechtswidrig. Die Antragsgegnerin hat den Antragsteller durch den Ausschluss aus 

der Chatgruppe in diesem analog anzuwendenden Recht aus § 4 Abs. 1 a) BS verletzt.  

 

Dass die Antragsgegnerin den Antragsteller aus der Chatgruppe entfernt hat, stellt sie nicht in 

Abrede. Sie hatte hierzu als Administratorin die technische Möglichkeit. Dieser Ausschluss war 

nicht gerechtfertigt. Soweit die Antragsgegnerin sich darauf beruft, dass der Ausschluss als 

Vorsichtsmaßnahme zum Schutz anderer Mitglieder erforderlich gewesen wäre, kann sie 

damit nicht gehört werden. Der Vorwurf, der Antragsteller habe Inhalte aus dem Chat an 

Pressevertreter weitergegeben, rechtfertigt den Ausschluss nicht. Es gab schon keine 

berechtigte Vertraulichkeitserwartung.  

 

Dabei ist zu beachten, dass der Schutz des Persönlichkeitsrechts und der informationellen 

Selbstbestimmung auch bei der Kommunikation in Chatgruppen zu beachten ist. 
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Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistet die freie Entfaltung der Persönlichkeit. Zu den Bedingungen 

der Persönlichkeitsentfaltung gehört es, dass der Einzelne einen Raum besitzt, in dem er 

unbeobachtet sich selbst überlassen ist oder mit Personen seines besonderen Vertrauens 

ohne Rücksicht auf gesellschaftliche Verhaltenserwartungen und ohne Furcht vor Sanktionen 

verkehren kann. Aus der Bedeutung einer solchen Rückzugsmöglichkeit für die 

Persönlichkeitsentfaltung folgt, dass der Schutz des Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG auch 

die Privatsphäre umfasst. An deren Schutz nimmt auch die vertrauliche Kommunikation teil. 

Gerade bei Äußerungen gegenüber Familienangehörigen und Vertrauenspersonen steht 

häufig weniger der Aspekt der Meinungskundgabe und die damit angestrebte Einwirkung auf 

die Meinungsbildung Dritter als der Aspekt der Selbstentfaltung im Vordergrund. Nur unter den 

Bedingungen besonderer Vertraulichkeit ist dem Einzelnen ein rückhaltloser Ausdruck seiner 

Emotionen, die Offenbarung geheimer Wünsche oder Ängste, die freimütige Kundgabe des 

eigenen Urteils über Verhältnisse und Personen oder eine entlastende Selbstdarstellung 

möglich. In diesen Situationen kann es auch zu Äußerungsinhalten oder -formen kommen, die 

sich der Einzelne gegenüber (ihm nicht vertrauten) Außenstehenden oder in der Öffentlichkeit 

nicht gestatten würde. Gleichwohl verdienen sie als Ausdruck der Persönlichkeit und 

Bedingung ihrer Entfaltung den Schutz des Grundrechts (vgl. BVerfG vom 17.03.2021, a.a.O., 

Rn. 32; BVerwG vom 13.01.2022, a.a.O., Rn. 50). Der Kreis möglicher Vertrauenspersonen ist 

dabei nicht auf Ehegatten oder Eltern beschränkt, sondern erstreckt sich auf ähnlich enge - 

auch rein freundschaftliche - Vertrauensverhältnisse. Entscheidend für den grundrechtlichen 

Schutz der Vertrauensbeziehung ist allerdings, dass ein Verhältnis zwischen den an der 

Kommunikation beteiligten Personen besteht, das dem Verhältnis vergleichbar ist, wie es in 

der Regel zu nahestehenden Familienangehörigen besteht (vgl. BVerfG vom 17.03.2021, 

a.a.O., Rn. 34). Eine bloß einseitige Vertraulichkeitserwartung genügt nicht; zu berücksichtigen 

ist insbesondere die Gesprächssituation. 

 

Vorliegend handelte es sich bei der Chatgruppe um keine Einrichtung, die für den emotionalen 

und persönlichen Austausch im Familien- und engen Freundeskreis gedacht war. Vielmehr 

stand der Aspekt der Meinungskundgabe und die damit angestrebte Einwirkung auf die 

Meinungsbildung Dritter als der Aspekt der Selbstentfaltung im Vordergrund. Bei einer 

Chatgruppe von ca. 70 Mitgliedern ohne notwendige familiäre oder freundschaftliche 

Beziehung und auch ohne, dass die Mitglieder zumindest Parteimitglieder sein mussten, 

bestand keine begründete Vertraulichkeitserwartung. Allein die Gruppengröße spricht 

dagegen, dass die Antragsgegnerin erwarten durfte, dass die gewechselten Nachrichten 

vertraulich behandelt werden würden (Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt 

Bremen, Urteil vom 28. Mai 2025 – 4 LD 24/25 –, Rn. 101, juris). Dies wird gestützt durch das 

unregulierte Aufnahmeverfahren. Die Chatgruppe des Zusammenschlusses war 
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bereits aufgrund ihrer Zusammensetzung nicht auf eine besondere Vertraulichkeit der 

Kommunikation ausgerichtet, denn der Gruppe gehörten – in wechselnder Zusammensetzung 

– Mitglieder und Nichtmitglieder der Partei Die Linke an und es erfolgte ein Austausch zu 

diversen Themen. Die Gruppe diente der Information über Termine und Aufrufe zu 

Demonstrationen und zur Vorbereitung der Einbringung von Anträgen an Parteitage. Die 

Chatgruppe diente der politischen Meinungsbildung. Um einen Raum, in dem „ohne Rücksicht 

auf gesellschaftliche Verhaltenserwartungen und ohne Furcht vor staatlichen Sanktionen“ 

verkehrt werden kann, handelte es sich ersichtlich nicht (vgl. HessVGH, Beschl. v. 30.10.2024 

– 28 B 1679/23.D, juris Rn. 64; HessVGH, Beschl. v. 12.02.2024 – 28 A 1445/22.D, juris Rn. 

45; NdsOVG, Urt. v. 24.04.2025 – 3 LD 14/23, juris Rn. 120).  

 

Es besteht auch kein Grundsatz der Partei, dass Mitglieder der Partei über innerparteiliche 

Inhalte und Diskussionen nicht mit Vertretern der Presse sprechen dürfen. Parteien kommt 

nach Art. 21 Abs. 1 GG eine besondere Rolle bei der politischen Willensbildung des Volkes zu. 

Die Partei ist keine Geheimorganisation, sondern schon nach ihrer Präambel zur 

Bundessatzung plural und offen für jede und jeden, die oder die gleichen Ziele mit 

demokratischen Mitteln erreichen will. Die Organe der Partei beraten nach § 28 Abs. 1 BS 

grundsätzlich parteiöffentlich. Dies gilt gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 BS auch für die innerparteilichen 

Zusammenschlüsse. Die Pressefreiheit, welche durch Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG besonders 

geschützt ist, ist schlechthin konstituierend für die freiheitliche demokratische Grundordnung. 

Die Presse ist unentbehrliches Medium und essentieller Faktor der öffentlichen 

Meinungsbildung (BVerfG, Teilurteil vom 5. 8. 1966 - 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64-, NJW 

1966, 1603; Sachs/Bethge, 10. Aufl. 2024, GG Art. 5 Rn. 66). Die Linke setzt sich für die 

Pressefreiheit ein (Seite 33 des Parteiprogramms). Die Zusammenarbeit mit der Presse ist für 

demokratische Parteien wie Die Linke demnach eine Selbstverständlichkeit und eine 

Information über innerparteiliche Inhalte und Diskussionen kein Satzungsverstoß. 

 

Seine Grenze findet die Zusammenarbeit mit Vertretern der Presse dort, wo die Satzung oder 

eine aufgrund der Satzung beschlossene Verfahrensregelung eine Verschwiegenheit 

ausdrücklich anordnet. Dies kann der Fall sein, wenn gemäß § 28 Abs. 3 BS die Öffentlichkeit 

ausschlossen wird. Gemäß § 28 Abs. 4 BS muss die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, 

wenn Rechte Dritter, insbesondere Persönlichkeitsrechte, dies erfordern. Auch übergeordnete 

Grundsätze des Datenschutzes, wie sie sich aus Art. 5 DS-GVO ergeben, begrenzen die 

Zulässigkeit der Weitergabe personenbezogener Daten. Denn die Partei und ihre Mitglieder 

sind an die Wahrung des Persönlichkeitsrechts und des Grundrechts auf informationelle 

Selbstbestimmung gebunden (Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 2 Abs. 1 GG). Aus dieser Bindung an die 

Rechtsordnung und die Grundentscheidung des Satzungsgebers lässt sich erkennen, dass es 
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mit der Satzung unvereinbar ist, wenn ein Mitglied Informationen an Dritte, auch an 

Pressevertreter, weitergibt, welche die Rechte Dritter, insbesondere Persönlichkeitsrechte 

betreffen. Zudem ist selbstverständlich die Weitergabe falscher Informationen über andere 

Mitglieder und die Abgabe beleidigender oder diffamierender Äußerungen satzungswidrig. Die 

Weitergabe solcher Informationen an die Presse wäre satzungswidrig und geeignet, 

Parteiordnungsmaßnahmen zu verwirken. 

 

Darum geht es vorliegend jedoch nicht. Die Antragsgegnerin gibt an, dass die LAG 

 dem Antragsteller vorgeworfen hätte, ein falsches Abstimmungsergebnis 

an die Zeitung Der Tagesspiegel weitergegeben zu haben. Die Weitergabe eines 

Abstimmungsergebnisses verletzt keine anderen Parteimitglieder in ihrem 

Persönlichkeitsrecht, solange das Abstimmungsverhalten nicht offengelegt wird. Anders würde 

es sich verhalten, wenn die Antragstellerin dem Antragsteller begründet vorwürfen könnte, 

namentlich das Abstimmungsverhalten weitergegeben zu haben. Denn dies würde das 

Persönlichkeitsrecht dieser Personen verletzen. So verhält es sich hier aber nicht. Ein 

Abstimmungsergebnis an sich unterliegt keiner Vertraulichkeitserwartung und es besteht kein 

Grundsatz, dass es nicht an die Presse weitergegeben werden dürfte. Daran ändert es auch 

nichts, dass die LAG  beanstandet, dass negativ in der Presse über den 

Zusammenschluss berichtet worden wäre und dies für Verunsicherung der Mitglieder gesorgt 

hätte. Das Risiko einer negativen Berichterstattung besteht für alle politischen 

Zusammenhänge und demokratische Parteien können sich ihm nicht durch 

Geheimhaltungserwartungen entziehen. Dies widerspricht der sich aus Art. 21 Abs. 1 GG 

ergebenden Rolle der politischen Parteien in der parlamentarischen Demokratie. Demnach ist 

der gegenüber dem Antragsteller geäußerte Vorwurf, er hätte ein Abstimmungsergebnis der 

an die Presse weitergegeben, von vornherein nicht geeignet, den 

Ausschluss aus der Chatgruppe des Zusammenschlusses zu rechtfertigen. 

 

Noch weniger vermag ein angeblicher Verstoß gegen Geheimhaltungserwartungen der LAG 

 den Ausschluss aus der Chatgruppe des Zusammenschlusses 

 zu rechtfertigen. Die Antragsgegnerin hat dem Antragsteller nicht vorgeworfen, 

Inhalte aus der Chatgruppe des Zusammenschlusses weitergegeben zu haben. 

Wie ausgeführt, vermögen die hier bekannt gewordenen Gründe schon diesen Ausschluss 

nicht zu rechtfertigen. Die Antragsgegnerin hat nicht dargelegt, dass ein Zusammenhang 

zwischen den zwei Zusammenschlüssen dergestalt bestehen würde, dass ein Rückschluss 

von dem vorgeworfenen Verhalten in dem einen Zusammenschluss auf ein Verhalten in dem 

anderen Zusammenschluss gezogen werden könnte. Eine reine Personenüberschneidung 

und politisch ähnliche Zielvorstellung genügten insoweit nicht. 
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Schließlich ist der Antragsgegnerin nicht gelungen, einen Verstoß des Antragstellers gegen 

berechtigte Vertraulichkeitserwartungen darzulegen und glaubhaft zu machen. Hinsichtlich 

des Zusammenschlusses  hat sie nicht einmal selbst behauptet, dass der 

Antragsteller vertrauliche Informationen an Dritte weitergegeben hätte. Hinsichtlich der LAG 

 hat sie zwar behauptet, dass es möglich wäre, dass der Antragsteller ein 

falsches Abstimmungsergebnis weitergeben hätte. Ein solches falsches 

Abstimmungsergebnis kann aber auch zumindest die Person weitergegeben haben, die den 

Antragsteller falsch informiert haben soll. Der Vortrag der Antragsgegnerin genügt nicht zur 

Glaubhaftmachung des Umstands, dass gerade die Antragstellerin das Abstimmungsergebnis 

an Dritte, hier Pressevertreter, weitergegeben hat.  

 
g) 
Zudem wäre die Antragsgegnerin spätestens ab dem 19. Dezember 2025 verpflichtet 

gewesen, den Antragsteller erneut zur Chatgruppe des Zusammenschlusses  

wieder zuzulassen. Denn zu diesem Zeitpunkt hatten die Mitglieder des Geschäftsführenden 

Landesvorstands im Mediationsgespräch festgestellt, dass es keinen Grund für den 

Ausschluss gab. Auch die LAG  hatte erklärt, dass dem Antragsteller kein 

Vorwurf gemacht werden würde, unzulässig interne Informationen an die Presse 

weiterzugeben. Der Vortrag der Antragsgegnerin, sie sei davon ausgegangen, dass 

Antragsteller kein Interesse mehr der Teilnahme an der Chatgruppe gehabt hätte, ist nach 

Überzeugung der Schiedskommission vorgeschoben. Denn der Antragsteller hätte das 

Gespräch mit dem Geschäftsführenden Landesvorstand nicht geführt, wenn er kein Interesse 

mehr gehabt hätte. Es kommt auch nicht auf das Interesse der Antragsgegnerin an, ein 

Klärungsgespräch mit dem Antragsteller zu führen. Die Durchführung eines solchen 

Gesprächs ist nicht Voraussetzung der Wiederaufnahme des Antragstellers in den Chat. Die 

Antragsgegnerin kann sich auch nicht darauf berufen, dass der Koordinierungskreis für die 

Entscheidung über die Wiederaufnahme zuständig gewesen wäre. Die Antragsgegnerin hat 

den rechtswidrigen Zustand geschaffen und ist selbst verpflichtet, ihn wieder zu beseitigen. 

Sie darf den Antragsteller zudem nicht auf Unmögliches verweisen. Die Antragsgegnerin 

wusste, dass der Koordinierungskreis aufgrund des vorliegenden Ausschlusses des 

Antragstellers aus der Chat-Gruppe zurückgetreten und kein neuer Koordinierungskreis ins 

Amt gekommen war. Aus diesem Grund bestand keine Möglichkeit zur Wiederaufnahme des 

Antragstellers durch den Koordinierungskreis, was die Antragsgegnerin auch wusste. Sie hätte 

daher selbst tätig werden müssen. Die Antragsgegnerin maßte sich durch den Ausschluss eine 

Sprecherinnenrolle an, welche sie nicht hatte, woraufhin in der Folge der Ko-Kreis zurücktrat 

– sich nunmehr darauf zu berufen, dass erst ein neuer Ko-Kreis ihn aufnehmen könne, verstößt 
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gegen das Verbot widersprüchlichen Verhaltens (venire contra factum proprium). Dass sie 

nicht entsprechend selbst tätig geworden ist, obgleich ab dem 19. Dezember 2025 

offensichtlich kein Ausschlussgrund mehr vorlag, vertieft die Rechtsverletzung des 

Antragstellers und lässt eine deutliche Geringschätzung der Antragsgegnerin für die 

satzungsgemäßen Vorgaben und ihre Verantwortlichkeit als Administratoren der Chat-Gruppe 

erkennen. 

 
h) 
Aus all dem folgt, dass der Ausschluss des Antragstellers aus der Chatgruppe des 

Zusammenschlusses  und die Unterlassung seiner Wiederaufnahme ab dem 19. 

Dezember 2025 die Mitgliedsrechte in analoger Anwendung des § 4 Abs. 1 a) BS verletzt hat. 

Diese Rechtsverletzung war nicht durch die gegen den Antragsteller erhobenen Vorwürfe 

gerechtfertigt. Die Antragsgegnerin hätte die Rechtsverletzung spätestens nach der 

Stellungnahme des Geschäftsführenden Landesvorstands am 19. Dezember 2025 beseitigen 

müssen. Auch dies hat sie nicht getan. Die Rechtsverletzung dauert bis heute an. Dies ist grob 

rechtswidrig und verletzt den Antragsteller erheblich in seinen Mitgliedsrechten. 

 

3. 
 
Der Antrag zu 2 ist unbegründet. Die Antragsgegnerin hat nicht dadurch vorsätzlich gegen die 

Satzung verstoßen, dass sie den Antragsteller aus der Chat-Gruppe entfernt hat. Hinsichtlich 

der Unterlassung der Wiederaufnahme des Antragstellers in die Chat-Gruppe ab dem 19. 

Dezember 2025 ist ein Vorsatz anzunehmen. Insoweit liegt ein Verstoß gegen Grundsätze und 

Ordnung der Partei vor. Es fehlt jedoch an dem für die Ämtersperre erforderlichen Schaden 

für die Partei. 

 

a) 
Bei der Ämtersperre gem. § 3 Abs. 4 S. 3 BS handelt es sich um eine Minusmaßnahme zum 

Parteiausschluss ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage. Aus dieser systematischen 

Stellung und dem Wortlaut der Vorschrift ergibt sich jedoch der Maßstab der bei der Prüfung 

einer Ämtersperre zugrunde gelegt werden muss. Da sie „anstelle eines Parteiausschlusses“ 

ausgesprochen wird, sind für die Ämtersperre grundsätzlich alle Tatbestandsvoraussetzung 

des § 3 Abs. 4 S. 2 BS, § 10 Abs. 4 PartG zu erfüllen. Aus dem Bezug auf einen 

„minderschweren“ Fall ergibt sich, dass nur das Gewicht der Verletzungen modifiziert sein 

kann. Nach alledem erfordert die Ämtersperre einen vorsätzlichen Verstoß gegen die Satzung 

oder einen Verstoß gegen die Grundsätze oder Ordnung der Partei, wodurch ihr Schaden 

zugefügt wurde. Zwar muss der Verstoß weder erheblich, noch der Schaden schwer im Sinne 
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des § 3 Abs. 4 S. 2 BS, § 10 Abs. 4 PartG sein, die Maßnahme ist aber nur dann 

verhältnismäßig, wenn der Verstoß und der Schaden ein hinreichendes Gewicht erreicht 

haben. Unter Zugrundlegung dieses Maßstabes ist im vorliegenden Fall kein Ämterausschluss 

angezeigt. 

b) 
Die Antragsgegnerin hat durch den Chat-Ausschluss des Antragstellers gegen die Satzung 

verstoßen (s.o.). Dieser Verstoß war aber zum damaligen Zeitpunkt nicht vorsätzlich. Vorsatz 

erfordert das einen wissentlichen und willentlichen Satzungsverstoß. Dabei ist der 

Satzungsverstoß ein normatives Tatbestandsmerkmal, weil er Kenntnis über die 

satzungsmäßigen Rechte und Pflichten für seine Begehung erfordert. Jedoch ist nicht 

erforderlich, dass positive Kenntnis vom Satzungsverstoß vorlag, vielmehr kommt es darauf 

an, ob die handelnde Person bei einer Parallelwertung in der Laiensphäre den sozialen 

Sinngehalt der Satzungsregelung erfassen konnte, also die grundsätzliche Wertung der 

Regelung zum Zeitpunkt des Verstoßes erfasst hat (vgl. bspw. BGH 2 StR 416/16, Rn. 9).  

Im vorliegenden Fall besteht das Problem, dass der bloße Ausschluss aus der Chat-Gruppe 

keinen ausdrücklichen Satzungsregelungen unterlag. Die Satzung regelt Chat-Gruppen in 

keiner Weise als organisierte Suborganisationen der Partei. Dieser Strukturwandel 

parteiinterner Kommunikation wird vielmehr derzeit durch die Rechtsprechung der Partei 

entwickelt. Die Antragsgegnerin konnte sich in ihrer Entscheidung deshalb nicht an einer 

satzungsmäßigen Regelung orientieren. Demnach kommt es entscheidend auf die Bewertung 

der Mitgliedschaftsrechte auf die Teilnahmebefugnis an Chat-Gruppen allgemein an. Diesen 

Wertgehalt der Satzungsregelung hat die Antragsgegnerin bei einer Parallelwertung in der 

Laiensphäre nicht ohne Weiteres erfassen können. Sie sah sich als Administratorin des Chats 

und in Ermangelung anderweitiger klarer Satzungsregelungen befugt, einen 

verdachtsbezogenen Ausschluss zu veranlassen. Sie hat damit zum Zeitpunkt des 

Ausschlusses nicht vorsätzlich gehandelt. 

c) 
Dagegen ist in dem Nachfolgeverhalten der Antragsgegnerin ab dem 19. Dezember 2025 ein 

vorsätzlicher Satzungsverstoß gesehen werden. In den Klärungsgesprächen innerhalb der 

Partei und unter Einbeziehung des Landesvorstandes ist der Antragsgegnerin vor Augen 

gehalten worden, dass die Mitgliedschaftsrechte des Antragstellers betroffen sein könnten und 

der Chat-Rauswurf nicht zu rechtfertigen ist, ohne dass Tatsachen vorliegen, die den Verdacht 

gegen den Antragsteller untermauert hätten. Dass ein andauernder Ausschluss aus der Chat-

Gruppe ohne Anhaltspunkte unzulässig war, war der Antragsgegnerin auch bei einer 
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Parallelwertung in der Laiensphäre als Wertung der satzungsmäßigen Mitgliedschaftsrechte 

bewusst. Dies wird dadurch gestärkt, dass in der Chat-Gruppe Mitglieder sich nach der 

Wiederhinzufügung des Antragsgegners informiert haben, weshalb die Antragsgegnerin 

Kenntnis von dem fortbestehenden rechtswidrigen Zustand hatte. Ab diesem Zeitpunkt 

bestand ein Vorsatz zur Verletzung der Satzungsrecht der des Antragstellers. 

d) 
Ab dem 19. Dezember 2025 bestand insoweit auch ein Verstoß gegen die Ordnung der 

Partei. Unter der Ordnung der Partei sind die ungeschriebenen Regeln einer Partei zu 

verstehen, deren Einhaltung jedem Mitglied bei vernünftiger Betrachtungsweise von sich aus 

einleuchten muss und ohne deren Verbindlichkeit ein Zusammenwirken der Mitglieder 

praktisch nicht denkbar oder zumindest erheblich eingeschränkt ist. Zu diesen Regeln 

zählt das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme auf die berechtigten Interessen 

anderen Parteimitglieder, in den Worten von Rosa Luxemburgs: ,,Freiheit ist 

immer auch die Freiheit des Andersdenkenden”, sowie das allgemeine Gebot, nicht 

zum Schaden der Partei zu handeln. Insoweit kann auch auf die Präambel der 

Bundessatzung verwiesen werden, die eine Verpflichtung zu solidarischen Verhalten 

aufstellt. Damit ist keine strikte Parteiräson gemeint, die jedes Mitglied den Beschlüssen der 

Partei unterwirft, sondern nur das Gebot, im Rahmen innerparteilicher 

Auseinandersetzungen seine eigene politische Position nicht durch Beleidigung 

oder Verleumdung des politischen Gegners durchzusetzen. (BSchK 019/2009). Im 

Gegensatz zum Satzungsverstoß erfordert der Ordnungsverstoß kein besonderes 

Verschulden (KG, Urteil vom 27.10.2006 - 3 U 47/05, Rn. 28). Die Erheblichkeitsschwelle 

des Ordnungsverstoßes darf im Ämterausschlussverfahren mit Blick auf den 

Charakter als Minusmaßnahme nicht überspannt werden.  

Dadurch, dass sich die Antragsgegnerin dauerhaft über alle Klärungsgespräche auch mit 

dem Landesvorstand und der Stellungnahme des geschäftsführenden Landesvorstands 

am 19. Dezember 2025 hinweggesetzt, dabei auch im Nachgang der Klärungsgespräche 

ihren Unmut über das Ergebnis in parteiöffentlicher Weise kenntlich gemacht hat und trotz 

ausbleibender Substantiierung des Verdachtes gegen den Antragsteller die 

Rechtsverletzung nicht behoben hat, ließ sie die erforderliche parteiinterne Solidarität auch 

mit Parteigenossen, mit denen es inhaltliche Differenzen gibt, vermissen. Insoweit die 

Organisation der Partei sich zunehmend in den digitalen Raum verlagert, erstrecken sich 

diese Solidaritätsanforderungen unweigerlich auch auf den Umgang mit Administrator-

Rechten in Chat-Räumen. Auch wenn sie davon ausgegangen war, dass ein solches 

Vorgehen satzungsmäßig nicht erforderlich war, wäre es von der Antragsgegnerin aus 

grundsätzlichen Solidaritätsgründen zu erwarten gewesen, die Verdachtsmomente mit dem 

Antragsteller abzuklären, bevor zu einer drastischen Maßnahme 
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wie dem Ausschluss aus einem Chat-Raum gegriffen wird. In jedem Fall war es grob 

unsolidarisch, den Antragsteller ab dem 19. Dezember 2025 nicht wieder in die Chat-Gruppe 

aufzunehmen. 

e) 
Durch den unter c) festgestellten vorsätzlichen Verstoß gegen die Satzung und den unter d) 

festgestellten Verstoß gegen die Ordnung der Partei ist der Partei jedoch kein kausaler 

Schaden im Sinne des § 3 Abs. 4 S. 2 iVm S. 3 BS entstanden. Das Tatbestandsmerkmal ist 

dasselbe, wie das in § 10 Abs. 4 PartG gesetzlich vorgeschriebene, jedoch mit reduzierter 

Schwelle hinsichtlich der Schwere. Schaden im Sinne dieser Vorschrift ist nicht nur als 

materielle Einbuße zu verstehen. Bei einer politischen Partei bedeutet eine Schädigung in 

erster Linie einen Verlust an Glaubwürdigkeit und Ansehen in der Öffentlichkeit, eine 

erhebliche Beeinträchtigung des innerparteilichen Friedens und damit der Mobilisierbarkeit 

sowie eine Minderung von Ansehen und Wahlchancen. Insoweit handelt es sich regelmäßig 

nicht um einen materiellen Schaden, sondern einen Schaden insbesondere für 

Glaubwürdigkeit und Ansehen einer Partei, da Parteien eine Mitwirkung an der politischen 

Willensbildung insbesondere über den Erfolg bei Wahlen anstreben und deshalb auf 

Zustimmung in der Öffentlichkeit angewiesen sind (BGH NJW 1994, 2610 (2612); Ipsen/Ipsen, 

2. Aufl. 2018, ParteiG § 10 Rn. 24; Roßner, Parteiausschluss (2010), S. 162ff.). Die

Ordnungsmaßnahmen der Partei schützen nicht die innerparteiliche Harmonie als solches,

sondern die Möglichkeit der Mitwirkung der Partei an der politischen Willensbildung. Für den

Eintritt eines Schadens ist es deshalb erforderlich, dass dieser den Rahmen der Partei verlässt

und an die Öffentlichkeit tritt, sodass die Partei selbst in der Öffentlichkeit geschädigt wird. Das

ist nicht so zu verstehen, dass beispielsweise Presseberichterstattung erforderlich ist. Es kann

ausreichend sein, wenn die Partei nicht mehr hinreichend mobilisieren kann, weil parteiexterne

Personen mit der Partei wegen des Verhaltens nichts mehr zu tun haben wollen oder wenn

Funktionsträger der Partei während des Verhaltens in der Öffentlichkeit ständig rechtfertigende

Positionen einnehmen müssen (vgl. BSchK 108/2009, BSchK 018/2009). Nicht ausreichend

sind aber jedenfalls Verhaltensweisen, deren Effekt vollständig innerhalb der Partei verbleibt.

So liegt jedoch hier der Fall. Sowohl der Ausschluss aus der Chat-Gruppe als auch die danach 

erfolgende Auseinandersatzung verblieben vollständig im Kreis der Partei. Zu keinem 

Zeitpunkt wurde die Partei als solche durch diese innerparteiliche Streitigkeit in der 

Öffentlichkeit betroffen. Die Verletzung von Mitgliedschafts- und (durch falsche Behauptungen 

über die Weitergabe von Informationen gegebenenfalls) Persönlichkeitsrechten sind kein 

Schaden der Partei selbst. Auch die Nachricht der Antragsgegnerin in den Chat  

ist als parteiinterner Vorgang zu sehen. Zwar sind innerparteiliche Zusammenschlüsse gem. 



23 
 

§ 7 Abs. 1 BS keine Gliederungen der Partei. Erst recht sind damit inoffizielle 

Zusammenschlüsse keine offiziellen Parteigliederungen. Jedoch mobilisiert der 

Zusammenschluss  nach dem Wissen der Kommission bisher in erster Linie 

innerhalb der Partei. Soweit der Vorgang doch zur Kenntnis von Mitgliedern der 

Zusammenschlüsse kam, die nicht Parteimitglieder waren, kann nicht ohne Weiteres 

angenommen werden, dass diese dadurch die Partei in ihrem Ansehen oder Auftreten 

geschädigt sahen. Da diese Personen selbst Mitglieder des Zusammenschlusses sind, werden 

sie den Vorgang naheliegender Weise nicht als Problem der Partei, sondern in erster Linie als 

Problem des Zusammenschlusses erlebt haben. Wie sehr der Zusammenschluss aber 

innerhalb der Partei agiert, zeigt das Klärungsgespräch mit dem Landesvorstand. Diese 

Umstände sprechen dagegen, dass ein Öffentlichkeitsbezug nur deshalb besteht, weil die 

relevanten Zusammenschlüsse sich auch an parteiexterne Personen richteten. Es kam 

schließlich zu keinem Zeitpunkt zu Veröffentlichungen des Vorgangs, durch den bspw. 

Sympathisanten wegen des wahrgenommenen Klimas von der Mitwirkung in der Partei 

abgeschreckt werden konnten. In Ermangelung eines kausalen Schadens ist eine Ämtersperre 

nicht angezeigt. 

 

Das Urteil erging einstimmig. 

 

Für die Landesschiedskommission 

 

 
 

Fabian Bunschuh 

Vorsitzender Landesschiedskommission Berlin 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diesen Beschluss ist das Rechtsmittel der 

 

Beschwerde 

 

gegeben. Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Zustellung dieser Entscheidung bei 
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Die Linke- Bundesschiedskommission 

Kleine Alexanderstraße 28 

10178 Berlin 

 

schriftlich einzulegen und zu begründen. Die Begründungsfrist kann auf schriftlichen Antrag 

um einen Monat verlängert werden. 

 

  


	- Antragsgegner-



